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Antragsteller*in: Edith Ailinger (KV Reutlingen)

Änderungsantrag zu PB.S-01

Von Zeile 470 bis 472:
Um die Versorgung in Stadt und Land zu stärken, wollen wir, dass ambulante und stationäre

Angebote in Zukunft übergreifend geplant werden und Gesundheitsregionenregionale

Gesundheitsmodelle mit enger Anbindung an die Kommunen gefördert werden. Perspektivisch

soll es eine gemeinsame 

Begründung

Mit dieser Verbesserung legen wir uns nicht auf das durch Managementgesellschaften geführte IV-

Projekt der Gesundheitsregion fest.

Die Regionalisierung der Gesundheitsversorgung ist nicht zu Ende gedacht und birgt erhebliche

Risiken in sich. Das Vorhaben wurde daher nicht in das Grundsatzprogramm übernommen.

Die regionale Neuorganisation von Zuständigkeiten und Budgetverteilungen erfordert ein

komplexes Management (s. BTF-Antrag1 ). Lokale Akteur*innen in Gesundheitskonferenzen (in der

Regel nicht demokratisch gewählt), Stadt- oder Kreisverwaltungen werden den komplexen

Verwaltungszuwachs nicht bewältigen können. Managementgesellschaften und

Krankenhauskonzerne bieten sich bereits an.

Gesundheitsregionen mit Regionalbudgets führen nach Erfahrungen aus anderen Ländern in der

Regel zu regionalen Unterschieden in der Versorgung und notgedrungen zu regionaler Rationierung,

was übrigens grundgesetzwidrig wäre.

1Im BTF-Antrag zu Gesundheitsregionen wird die Neuorganisation von Zuständigkeiten und

Verteilungsänderung zugunsten von (Ärzte)netzen aus dem Gesundheitsfonds angestrebt. Der

Gesundheitsverbund in Gestalt einer Managementgesellschaft übernimmt als

Vertragspartner der Krankenkassen in der Region die Organisation der ambulanten und

stationären Versorgung und trägt die Budgetverantwortung.https://dipbt.bundestag.de/doc/

btd/19/218/1921881.pdf

Insgesamt werden wir mit folgenden Problemen zu kämpfen haben:

Dominanz von Managementgesellschaften oder Konzernen bei der gesamten

Gesundheitsversorgung begleitet von Bürokratiezuwachs

Gesundheitsregionen an sich bringen keine Beseitigung bestehender Strukturmängel

Ungute Konkurrenzentwicklung zwischen den Regionen

1.

Durch die Einführung der DRGs unter ROT-GRÜNER-Regierung wurde vor siebzehn Jahren die

Kommerzialisierung im Krankenhausbereich eingeläutet, durch die Einführung von regionalen

Gesundheitsbudgets droht diese Entwicklung jetzt auch der ambulanten Basisversorgung.
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Manager / Managementgesellschaften und Konzernverwaltungen sind jetzt schon die

tonangebenden Chefs in den Kliniken und werden es dann in Zukunft auch im ambulanten Bereich

sein. Die Einrichtung einer neuen Verwaltungsebene führt zu zusätzlicher Bürokratie und im Fall von

Konzernmanagement zu Abfluss von Geldern aus dem Sozialbereich an private Anteilseigner, die

keinen Anteil an der Gesundheitsversorgung leisten.

2.

Gesündere Regionen bedeuten nicht automatisch Regionalisierung der Gesundheitsversorgung.

Die Einführung von Gesundheitsregionen an sich beseitigt nicht die Strukturprobleme des -

übrigens regional organisierten - öffentlichen Gesundheitsdienstes, z.B. den Personalmangel in den

Gesundheitsämtern.

Präventive und soziale Aufgaben, die von den staatlichen Institutionen (Schule, Sozialamt,

Jugendamt…) bisher vernachlässigt werden und das Gesundheitssystem überlasten, müssen von

den jeweiligen Institutionen wieder besser erledigt werden. Das „Prinzip Health in all Policies“ muss

für alle Politikbereiche gelten. Probleme dieser Bereiche können nicht durch Regionalisierung der

Gesundheitssversorgung gelöst werden.

Das Problem der Vernetzung ambulant-stationär und das Problem der Vernetzung der

unterschiedlichen Leistungsanbieter kann nicht dadurch grundlegend gelöst werden, dass noch

mehr Regionen und Strukturen gebildet werden. Die Kommunikation zwischen ambulant-stationär

und zwischen den Fachgebieten und der zielgerichtete, der Dringlichkeit angepasste Übergang lässt

sich auch durch besser strukturierte Kommunikationswege und mehr Koordination bei der Wahl des

Sektors (ambulant/stationär) und des Fachgebiets lösen.

Warum für die Aufwertung der beruflich Pflegenden die Regionalisierung der

Gesundheitsversorgung erforderlich sein soll, ist nicht nachzuvollziehen. Wirkungsvoller wären

bundesweite Pflegekammern, die z. B. im Gemeinsamen Bundesausschuss einen Sitz haben und die

Aus-, Weiter- und Fortbildung standardisieren, sowie die Anpassung des Heilberufegesetzes.

Gerade in Pandemiezeiten hat sich unser bisheriges Gesundheitssystem gegenüber anderen

Gesundheitssystemen deutlich überlegen gezeigt. Selbst Kritiker*innen des bisherigen Systems

zeigen sich mit Blick auf die Pandemie nachdenklich und sehen die Vorteile des bisherigen Systems.

3.

Die Versorgung von Patient*innen mit besonderen Problemen oder Erkrankungen leidet jetzt schon

unter der regionalen Begrenztheit und Uneinheitlichkeit. Wie diese Ungleichheit durch eine

zusätzliche Regionalisierung gebessert werden soll, ist nicht erkennbar – im Gegenteil: je

aufwändiger und teurer moderne Untersuchungsmethoden oder Behandlungsmethoden werden,

desto größer müssen die Einzugsgebiete dafür werden, um einen gerechten Zugang aller

Patient*innen zu gewährleisten.

weitere Antragsteller*innen

Barbara Driescher (KV Breisgau-Hochschwarzwald); Corinna Fritz (KV Stuttgart); Reinhard Loos (KV

Erfurt); Günther Egidi (KV Bremen-Nordost); Gabriele Raasch (KV Schwerin); Antonia Schwarz (KV

Berlin-Kreisfrei); Sebastian Karl (KV Stuttgart); Uwe Dietrich (KV Hildesheim); Daniela Toscano (KV
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Böblingen); Christa Tast (KV Stuttgart); Klaus Ernst Harter (KV Sigmaringen); Marina Steindor (KV

Stuttgart); Klaus Koch (KV Ravensburg); Dennis Helmich (KV Halle); Ricarda Deres (KV Aalen-

Ellwangen); Walter Otte (KV Berlin-Friedrichshain/Kreuzberg); Sibylle C. Centgraf (KV Berlin-

Charlottenburg/Wilmersdorf); Wilfried Deiß (KV Siegen-Wittgenstein); Kerstin Täubner-Benicke (KV

Starnberg); Elisabeth Kömm-Häfner (KV Heidenheim); Lioba Burck (KV Karlsruhe); Sabine Deitschun

(KV Berlin-Kreisfrei); Alexander Euteneier (KV Potsdam); Bernhard Ziegler (KV Frankfurt-Oder);

Günter Schütte (KV Leer/Ostfriesland); Thomas Friedrich Weigel (KV Wiesbaden); Oliver Kutz (KV

Tübingen); Klaus Tischler (KV Tübingen); Uwe Josuttis (KV Kassel-Stadt); Manfred Knobloch (KV

Zollernalb); Christine Stemke (KV Karlsruhe-Land); Manuela Rottmann (KV Bad Kissingen); Stefan

Wagener (KV Aschaffenburg-Stadt)
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